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Neues Aktienrecht ab 2023 – schon heute 
 kann man wichtige Weichen stellen 

Per 1. Januar des kommenden Jahres stehen börsenkotierten sowie privaten Unternehmen Veränderungen ins Haus:  
Dann nämlich tritt die «grosse» Aktienrechtsrevision in Kraft. «Fokus» sprach mit einem Experten über die Auswirkungen  
des neuen Schweizer Aktienrechts und erfuhr, welche Massnahmen Firmen schon heute ergreifen können und sollten. 

Interview mit Daniel Häusermann, Anwalt und Partner bei der Kanzlei Homburger und Titularprofessor an der Universität St. Gallen

Daniel Häusermann, per 1. Januar 2023 
tritt in der Schweiz das neue Aktienrecht 
in Kraft. Was bedeutet das genau?
Im Kern geht es bei dieser Revision darum, das 
Aktienrecht zu modernisieren und den Aktienge-
sellschaften und GmbHs mehr Flexibilität einzu-
räumen. Das Schweizer Aktienrecht wird dadurch 
zeitgemässer, ohne dass dabei seine Kernprinzi-
pien verloren gehen. Konkret betroffen sind unter 
anderem Bereiche wie das Aktienkapital, die Cor-
porate Governance, Aktionärsrechte, Vergütun-
gen, das Sanierungsrecht sowie die Vertretung der 
Geschlechter. Diese Revision wird die Schweiz als 
Unternehmensstandort noch attraktiver machen. 

Welche konkreten Veränderungen hat 
dies für Unternehmen zur Folge?
Wie gesagt, steht die Flexibilisierung im Fokus. 
Ein Beispiel dafür: Ab Januar 2023 darf der Nenn-
wert von Aktien auch kleiner sein als das heutige 
Minimum von einem Rappen – solange der Nenn-
wert grösser bleibt als Null. Zudem profitieren 
Gesellschaften, die Kapital benötigen, von verlän-
gerten Fristen. Der Verwaltungsrat hat neu sechs 
statt wie bisher nur drei Monate Zeit, um eine von 
den Aktionären beschlossene ordentliche Kapital-
erhöhung durchzuführen. Mehr Flexibilität bietet 

auch das neue Kapitalband, mit dem der Verwal-
tungsrat das Kapital im Zeitraum von maximal 
fünf Jahren um bis zu 50 Prozent erhöhen oder 
verringern kann. Beides ist bedeutend, da so die 
Kapitalaufnahme am Markt sowohl einfacher als 
auch flexibler wird. Dadurch könnte wiederum ein 
IPO, also ein Börsengang, attraktiver werden.

Welche weiteren Anpassungen 
sind erwähnenswert?
Die Geschlechterrichtwerte für den Verwaltungs-
rat und die Geschäftsleitung grösserer Publikums-
gesellschaften sind bereits in Kraft, da laufen nun 
die Übergangsfristen. Bereits zeichnet sich eine 
klare Aufwärtskurve ab, sprich es werden gezielt 
mehr Frauen in leitenden Positionen eingesetzt. 
Ebenfalls erwähnenswert ist die Tatsache, dass die 
Dekotierung von Aktien neu der Zustimmung der 
GV bedarf, und zwar mit einer Zweidrittelmehr-
heit. Und insbesondere für Konzerngesellschaf-
ten ist wichtig zu wissen, dass es neu möglich sein 
wird, Zwischendividenden aus laufenden Gewin-
nen auszuschütten. Die Revisionsbranche hatte 
dies bisher nicht toleriert. Mit dem neuen Aktien-
recht erlaubt dies der Gesetzgeber nun aber aus-
drücklich, wenn vorher ein Zwischenabschluss 
erstellt wird. Dies macht Ausschüttungen flexibler. 

Welche Massnahmen raten Sie 
Firmen, jetzt schon zu ergreifen?
Ein Punkt, den vor allem Unternehmen mit starkem 
Auslandsbezug anschauen sollten, ist ein möglicher 
Währungswechsel ihres Grundkapitals. Aktiengesell-
schaften und GmbHs können ihr Grundkapital künftig 
auch in Euro, US-Dollar, britischen Pfund oder japani-
schen Yen angeben, wenn dies ihrer funktionalen Wäh-
rung entspricht. Dies hat den Vorteil, dass sich gewisse 
Währungsumrechnungs-Differenzen eliminieren lassen. 
Daneben steht Aktiengesellschaften wie erwähnt ab dem 
1. Januar 2023 die Möglichkeit offen, ein Kapitalband 
einzuführen. Beide Massnahmen, sowohl ein allfälliger 
Währungswechsel als auch die Einführung eines Kapi-
talbands, können von der Generalversammlung grund-
sätzlich schon im Jahr 2022 beschlossen werden, wenn 
sie bereits per 1. Januar 2023 wirksam werden sollen. 

Was uns zum Thema 
Generalversammlung führt.
Richtig, und auch in diesem Feld werden Verände-
rungen stattfinden. Neu sind Unternehmen nämlich 
in der Lage, eine virtuelle oder hybride GV durch-
zuführen. Sollte ein Bedürfnis nach einem solchen 
Modell vorhanden sein, muss man dessen Durchfüh-
rung schon im Rahmen der diesjährigen GV auf-
gleisen und die virtuelle Durchführung auch in den 

Statuten verankern. Ist hingegen die Einführung eines 
neuen GV-Modells nicht dringlich, können die ent-
sprechenden Anpassungen an der Generalversamm-
lung 2023 verabschiedet werden, sodass sie für die 
GV 2024 Gültigkeit erlangen. Ganz allgemein lohnt 
es sich für börsenkotierte wie auch private Gesell-
schaften, ihre bestehenden Statuten und Reglemente 
zu überprüfen – denn die bestehenden schöpfen die 
Flexibilität des neuen Rechts oft nicht aus oder ent-
halten Bestimmungen, die dem neuen Recht nicht ent-
sprechen. Letztere bleiben längstens bis zum 1. Januar 
2025 in Kraft, müssen bis dahin aber geändert werden. 

Gibt es nebst der Revision des 
Aktienrechts juristische Veränderungen, 
welche für Unternehmen in diesem 
Zusammenhang relevant sein könnten?
Absolut, insbesondere das Inkrafttreten der DLT-
Gesetzgebung (Distributed Ledger Technology) ist auch 
international ein Meilenstein. Dadurch wurde in der 
Schweiz die rechtliche Grundlage für die Tokenisie-
rung von Aktien und anderen Wertschriften geschaf-
fen. Das hat in einer zunehmend digitalisierten Welt 
weitreichende Folgen. Aus diesem Grund hat der 
unabhängige Verband «Capital Markets and Techno-
logy Association» (CMTA) einen Standard veröf-
fentlicht, nach dem sich Aktien tokenisieren lassen. 

Daniel Häusermann

I m Fall strittiger Scheidungen gibt es nie einen 
Gewinner, sondern immer nur Verlierer: die 
oft traumatisierten Kinder, manchmal lebens-

lang! Das beste Beispiel wurde durch ein Urteil des 
Bundesgerichts gegeben: Als das Paar sein Ver-
fahren begann, war das Kind fünf Jahre alt. Bei der 
Beendigung des Verfahrens im November 2020 vor 
dem Bundesgericht, war das Kind 15 Jahre alt.

Zehn Jahre lang haben die Eltern vor Gericht gekämpft, 
um zu dem Ergebnis zu gelangen, dass das Sorgerecht 
dem Vater übertragen wird und die Mutter monat-
lich 1000 Franken Unterhalt für das Kind zahlen muss. 
Man kann sich nicht vorstellen, in welchem Zustand 

sich das Kind nach so vielen Jahren des Streits befin-
det und wie hoch die Anwaltskosten waren. Ein solches 
Verhalten ist inakzeptabel und irrational. Weil Emotio-
nen dominieren, kämpft man jahrelang vor Gericht und 
gibt ein Vermögen in völlig unvernünftiger Weise aus.

Um solche Situationen zu vermeiden, wird ein neuer 
Ansatz vorgeschlagen: das Cochemer Modell. Cochem 
ist eine deutsche Stadt, in der 1992 zum ersten Mal 
ein Gericht feststellte, dass das ordentliche Verfahren 
kein guter Weg zur Lösung von Familienkonflikten ist. 
Der einzige Weg, eine Uneinigkeit zwischen Eltern im 
Rahmen einer Scheidung angemessen zu behandeln, 
besteht darin, das Kind in den Mittelpunkt der Über-
legungen zu stellen und alles für das Wohl des Kindes 
zu tun und nicht darin, sich die Argumentationen der 
Eltern anzuhören, die sich im Rahmen des ordentlichen 
Verfahrens verschärfen und immer rachsüchtiger und 
unvernünftiger werden. Nach dem Cochemer Modell 
entscheidet ein Richter nicht allein. Die Konfliktbewäl-
tigung erfolgt durch ein interdisziplinäres Team (Sozial-
arbeiter, Psychologen, Soziologen, Juristen), das schnell 
eingreift (keine Verfahren mehr, die sich in die Länge 

ziehen) und das Interesse des Kindes vor alle anderen 
Anliegen stellt. Dabei wird nicht darauf geachtet, was 
der eine oder andere Elternteil wünscht oder fordert.

Es liegt auf der Hand, dass ein Kind beide Elternteile 
braucht, um sich harmonisch entwickeln zu können und 
dass es eine enge Beziehung zu jedem Elternteil pflegen 
sollte. Es handelt sich also nicht mehr um eine zwangs-
läufig frustrierende Entscheidung von oben durch 
ein Gericht, sondern um eine Beratung zwischen den 
Eltern und einem Team von Fachleuten, die die Eltern 
schnell dazu bringen, selbst die beste Lösung für ihr 
Kind zu finden. Dabei wird die elterliche Verantwor-
tung betont, zu einer akzeptablen Lösung gelangen zu 
müssen. Wenn ein Elternteil die Zusammenarbeit ver-
weigert, zeigt er/sie damit einen ernsthaften Mangel an 
elterlicher Verantwortung und riskiert, das Sorgerecht 
für das Kind zu verlieren. Die Weigerung, das Wohl des 
Kindes zu sehen oder sich dafür einzusetzen, ist eine 
Art von Misshandlung, die sanktioniert werden muss.

Diese Methode wird in der Schweiz allmählich ein-
geführt und führt zu ausgezeichneten Ergebnissen. Sie 

wird insbesondere vom Bezirksgericht Monthey (Wal-
lis) seit einigen Jahren praktiziert und in fast 100 Pro-
zent der Fälle wird schnell (drei Monate oder weniger) 
eine einvernehmliche Verhandlungslösung gefunden.

Dies ist zweifellos der richtige Weg. Sind die Eltern 
erwachsen genug, um selbst eine akzeptable Lösung 
im Interesse ihres Kindes zu finden (ggf. mit Hilfe 
eines Mediators), so erledigen sie ihre Scheidung 
schnell und ohne Unsummen auszugeben; zum Bei-
spiel, indem sie die Dienste von www.onlinescheidung.ch 
in Anspruch nehmen. Ist der Konflikt zu schwerwie-
gend, kommt das Cochemer Modell schnell zu einer 
akzeptablen Lösung. Es ist zu hoffen, dass die Praxis 
dieses Modells in der Schweiz bald zur Norm wird.

100 Prozent Erfolg seit 2007

Die meisten Scheidungen werden in gegenseitigem Einvernehmen mit oder ohne Anwalt durchgeführt, insbesondere über die Website  
www.onlinescheidung.ch, auf der alles im Voraus schriftlich festgehalten wird. Mehr als die Hälfte der Paare, die die Dienste 

 der Website in Anspruch nehmen, haben minderjährige Kinder. Der erste Reflex, den man haben sollte, wenn ein Paar mit Kindern auseinanderbricht,  
ist nicht, überstürzt einen Anwalt aufzusuchen, sondern dafür zu sorgen, dass die Kinder nicht oder so wenig wie möglich leiden.
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